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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 801/2010 DER KOMMISSION 

vom 13. September 2010 

zur Durchführung von Artikel 10 Absatz 3 der Richtlinie 2009/16/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf die Flaggenstaat-Kriterien 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2009/16/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 23. April 2009 über die Hafenstaat­
kontrolle ( 1 ), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Leistung des Flaggenstaates ist einer der allgemeinen 
Parameter bei der Bestimmung des Risikoprofils von 
Schiffen. 

(2) Bei der Ermittlung des Risikoprofils eines Schiffes sollte 
die Festhaltequote innerhalb der Union und der unter die 
Pariser Vereinbarung über die Hafenstaatkontrolle („Pari­
ser Vereinbarung“) fallenden Region berücksichtigt wer­
den. 

(3) Es erscheint angezeigt, die Methode zur Bewertung der 
Leistung eines Flaggenstaates anhand der durch die An­
wendung der Pariser Vereinbarung gemachten Erfahrun­
gen zu bestimmen. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die Si­
cherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von Um­
weltverschmutzung durch Schiffe — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Einteilung der Flaggenstaaten auf der Grundlage der 
Festhaltequoten 

(1) Bei der Ermittlung der Leistung der Flaggenstaaten gemäß 
der Richtlinie 2009/16/EG werden Flaggenstaaten in eine 
schwarze, graue und weiße Liste eingeordnet; diese Listen wer­
den gemäß der Pariser Vereinbarung anhand der Gesamtzahl der 
Überprüfungen und Festhaltemaßnahmen während eines Zeit­
raums von drei Jahren erstellt. Darüber hinaus werden die in 
der schwarzen Liste aufgeführten Flaggenstaaten in Abhängig­
keit von ihrer Festhaltequote in Staaten mit sehr hohem, hohem, 
mittlerem bis hohem und mittlerem Risiko unterteilt. Die Ein­
ordnung wird jährlich aktualisiert. 

(2) Für die Einordnung eines Flaggenstaates in die schwarze, 
graue oder weiße Liste sind mindestens dreißig Überprüfungen 
im Rahmen der Hafenstaatkontrolle erforderlich. 

(3) Bei der Einordnung der Flaggenstaaten werden die Me­
thoden und Formeln angewandt, die im Anhang als Flaggen­
staatkriterien aufgeführt sind. 

Artikel 2 

Leistung eines Flaggenstaates anhand des IMO- 
Auditsystems 

Das in Anhang I Teil I.1 Buchstabe c Ziffer iii der Richtlinie 
2009/16/EG genannte Leistungskriterium, das erfüllt sein muss, 
damit ein Schiff als weniger risikobehaftet eingestuft werden 
kann, gilt als erfüllt, wenn die Kommission vom Flaggenstaat 
eine schriftliche Bestätigung darüber erhält, dass ein abschlie­
ßender Auditbericht vorliegt und gegebenenfalls ein Plan für 
Korrekturmaßnahmen übermittelt wurde. Vor dem 17. Juni 
2009 durchgeführte Audits werden ebenfalls berücksichtigt.
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Artikel 3 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt an zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2011. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 13. September 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Flaggenstaatkriterien 

(gemäß Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 2009/16/EG) 

1. Die Leistung jedes Flaggenstaates wird anhand einer Standardformel für statistische Berechnungen ermittelt, in der 
bestimmte Werte festgelegt sind. Die Grenzen zwischen der schwarzen und der grauen Liste sowie zwischen der 
grauen und der weißen Liste werden anhand der folgenden Formeln bestimmt: 

μ schwarz_zu_grau ¼ N · p þ 0,5 þ z ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi N · pð1 – pÞ p 

μ weiß_zu_grau ¼ N · p – 0,5 – z ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi N · pð1 – pÞ p 

Hierbei ist 

N die Zahl der Überprüfungen, 

p der zulässige Anteil von Festhaltemaßnahmen, 

z der kritische Wert der Normalverteilung (1,645 bei einer Sicherheit von 95 %). 

2. Mit den in Nummer 1 aufgeführten Formeln wird die Zahl der für die schwarze bzw. weiße Liste zulässigen Fest­
haltemaßnahmen ermittelt. Liegt die Zahl von Festhaltemaßnahmen über dem Grenzwert zwischen der schwarzen und 
der grauen Liste, so ist die Leistung des Flaggenstaats unterdurchschnittlich und dieser ist daher in die schwarze Liste 
einzuordnen; liegt die Zahl der Festhaltemaßnahmen unterhalb des Grenzwerts zwischen der weißen und der grauen 
Liste, so ist die Leistung des Flaggenstaats überdurchschnittlich und dieser ist daher in die weiße Liste einzuordnen. 
Liegt die Anzahl der Festhaltemaßnahmen in Bezug auf einen Flaggenstaat zwischen diesen beiden Werten, so wird der 
Flaggenstaat in die graue Liste eingeordnet. 

3. Um die Leistung von Flaggenstaaten, die in der schwarzen, grauen oder weißen Liste aufgeführt sind, zu vergleichen, 
wird die Berechnung wiederholt, mit einem angepassten Wert p in den in Nummer 1 aufgeführten Formeln. 

4. Um die Vergleichbarkeit der Leistung der Flaggenstaaten zu gewährleisten, wird der Überschreitungsfaktor EF ange­
wandt. Der Überschreitungsfaktor EF gibt die Anzahl der Änderungen von p und der entsprechenden Neuberech­
nungen an, bis die Zahl der Festhaltemaßnahmen in Bezug auf einen Flaggenstaat den Grenzwerten entspricht. Jede 
Erhöhung oder Verringerung von p um 3 % entspricht einem vollen EF-Punkt. Bei Flaggenstaaten auf der grauen Liste 
wird der EF anhand folgender Formel berechnet: 

EF ¼ 
ðFesthaltemaßnahmen in Bezug auf Flaggenstaaten – μ weiß_zu_grau Þ 

ðμ schwarz_zu_grau – μ weiß_to_grey Þ 

5. Bei der Einteilung der Flaggenstaaten auf der schwarzen Liste in Flaggenstaaten n mit sehr hohem, hohem, mittlerem 
bis hohem oder hohem Risiko gelten folgende EF-Werte: 

EF = 4,01 oder höher: sehr hohes Risiko; 

EF = 3,01 bis 4,00: hohes Risiko; 

EF = 2,01 bis 3,00: mittleres bis hohes Risiko; 

EF = 1,01 bis 2,00: mittleres Risiko.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 802/2010 DER KOMMISSION 

vom 13. September 2010 

zur Durchführung von Artikel 10 Absatz 3 und Artikel 27 der Richtlinie 2009/16/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Leistung von Unternehmen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2009/16/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 23. April 2009 über die Hafenstaat­
kontrolle ( 1 ), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 3 und 
Artikel 27, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Leistung des Unternehmens ist einer der allgemeinen 
Parameter, anhand deren das Risikoprofil eines Schiffes 
festgelegt wird. 

(2) Um die Leistung von Unternehmen im Sinne der Richt­
linie 2009/16/EG zu bestimmen, ist es erforderlich, dass 
die Besichtiger bei der Überprüfung eines Schiffes die 
dem Unternehmen zugewiesene IMO-Nummer erfassen. 

(3) Bei der Bewertung der Leistung eines Unternehmens soll­
ten die Mängel- und Festhaltequoten aller Schiffe der 
Flotte eines Unternehmens, die innerhalb der Union 
und der unter die Pariser Vereinbarung über die Hafen­
staatkontrolle („Pariser Vereinbarung“) fallenden Region 
überprüft wurden, berücksichtigt werden. 

(4) Es ist erforderlich, die Methodik zur Bewertung der Leis­
tung eines Unternehmens anhand der Erfahrungen mit 
der Pariser Vereinbarung zu bestimmen. 

(5) Die Kommission sollte die mit der Verordnung (EG) Nr. 
1406/2002 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 2 ) errichtete Europäische Agentur für die Sicherheit 
des Seeverkehrs damit beauftragen, die Liste der Unter­
nehmen mit einer niedrigen oder sehr niedrigen Leistung 
auf einer öffentlichen Website aufzuführen. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die Si­
cherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von Um­
weltverschmutzung durch Schiffe — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Identifizierung der Unternehmen 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Unternehmen im 
Sinne von Artikel 2 Nummer 18 der Richtlinie 2009/16/EG 

über die IMO-Nummer identifiziert wird, wenn das Schiff den 
Internationalen Code für Maßnahmen zur Organisation eines 
sicheren Schiffsbetriebs und zur Verhütung der Meeresver­
schmutzung („ISM-Code“) gemäß Kapitel IX des Internationale 
Übereinkommens zum Schutz des menschlichen Lebens auf See 
(SOLAS-Übereinkommen) erfüllen muss. 

Artikel 2 

Kriterien zur Bewertung der Leistung von Unternehmen 

(1) Die Leistung des Unternehmens im Sinne von Anhang 1 
Teil I.1 Buchstabe e der Richtlinie 2009/16/EG wird anhand der 
Kriterien bestimmt, die im Anhang der vorliegenden Verord­
nung aufgeführt sind. 

(2) Die Einstufung der Leistung der Unternehmen wird täg­
lich aktualisiert und auf der Grundlage der 36 Monate vor der 
Einstufung. ermittelt. Hierfür erfolgt die Berechnung auf der 
Grundlage von ab dem 17. Juni 2009 gesammelten Daten. 
Sind seit dem 17. Juni 2009 weniger als 36 Monate vergangen, 
wird die Berechnung anhand der verfügbaren Daten vorgenom­
men. 

(3) Die Unternehmen sind in Unternehmen mit einer sehr 
niedrigen, niedrigen, mittleren oder hohen Leistung im Sinne 
von Nummer 3 des Anhangs einzuteilen. 

Artikel 3 

Veröffentlichung der Liste der Unternehmen mit niedriger 
oder sehr niedriger Leistung 

(1) Bei der regelmäßigen Bekanntgabe von Informationen 
über Unternehmen mit niedriger oder sehr niedriger Leistung 
auf einer öffentlichen Website gemäß Artikel 27 der Richtlinie 
2009/16/EG wird die Kommission von der Europäischen Agen­
tur für die Sicherheit des Seeverkehrs („EMSA“) unterstützt. 

(2) Die EMSA veröffentlicht und aktualisiert folgende Infor­
mationen täglich auf ihrer öffentlichen Website: 

a) die Liste der Unternehmen, deren Leistung während der letz­
ten 36 Monate mindestens drei Monate lang durchgehend 
sehr niedrig war, 

b) die Liste der Unternehmen, deren Leistung während der letz­
ten 36 Monate mindestens drei Monate lang durchgehend 
niedrig oder sehr niedrig war, und 

c) die Liste der Unternehmen, deren Leistung während der letz­
ten 36 Monate mindestens sechs Monate lang durchgehend 
niedrig war.
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Artikel 4 

Inkrafttreten und Geltung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2011. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 13. September 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

KRITERIEN FÜR DIE LEISTUNG EINES UNTERNEHMENS 

(im Sinne des Artikels 10 Absatz 3 der Richtlinie 2009/16/EG) 

1. Festhalteindex eines Unternehmens 

Der Festhalteindex ist das Verhältnis der Anzahl der Festhaltemaßnahmen in Bezug auf alle Schiffe der Flotte eines 
Unternehmens zur Anzahl der Überprüfungen von Schiffen dieser Flotte innerhalb der vorausgehenden 36 Monate, 
gegenüber der durchschnittlichen Festhaltequote aller Schiffe, die während der vorausgehenden 36 Monate in der unter 
die Pariser Vereinbarung fallenden Region überprüft wurden. 

Der Festhalteindex wird als durchschnittlich betrachtet, wenn er innerhalb einer Marge von +/- 2 Prozentpunkten im 
Verhältnis zu dem durchschnittlichen Anteil der Festhaltemaßnahmen in der unter die Pariser Vereinbarung fallenden 
Region liegt. 

Der Festhalteindex wird als überdurchschnittlich betrachtet, wenn er um mehr als zwei Prozentpunkte über dem 
durchschnittlichen Anteil der Festhaltemaßnahmen in der unter die Pariser Vereinbarung fallenden Region liegt. 

Der Festhalteindex wird als unterdurchschnittlich betrachtet, wenn er um mehr als zwei Prozentpunkte unter dem 
durchschnittlichen Anteil der Festhaltemaßnahmen in der unter die Pariser Vereinbarung fallenden Region liegt. 

Der Festhalteindex eines Unternehmens gilt unabhängig von allen sonstigen Prüfergebnissen als überdurchschnittlich, 
wenn einem Schiff der Flotte dieses Unternehmens innerhalb der vorausgehenden 36 Monate gemäß der Richtlinie 
2009/16/EG der Zugang zu Häfen oder Ankerplätzen verweigert wurde. 

2. Mängelindex eines Unternehmens 

Der Mängelindex ist das Verhältnis der Gesamtpunktzahl der Mängel aller Schiffe der Flotte eines Unternehmens zur 
Anzahl der Überprüfungen von Schiffen dieser Flotte während der vorausgehenden 36 Monate, gegenüber der durch­
schnittlichen Mängelquote aller Schiffe, die während der vorausgehenden 36 Monate in der unter die Pariser Verein­
barung fallenden Region überprüft wurden. 

Im Rahmen von Absatz 1 werden Mängel in Bezug auf den ISM-Code mit 5 Punkten, alle sonstigen Mängel mit 
1 Punkt gewichtet. Die durchschnittliche Mängelquote in der unter die Pariser Vereinbarung fallenden Region wird 
anhand der durchschnittlichen Anzahl von ISM-Code-bezogenen und sonstigen Mängeln pro Überprüfung gewichtet. 

Der Mängelindex wird als durchschnittlich betrachtet, wenn er während der vorausgehenden 36 Monate innerhalb 
einer Marge von +/- 2 Prozentpunkten im Verhältnis zu dem gewichteten Durchschnitt der festgestellten Mängel in der 
unter die Pariser Vereinbarung fallenden Region liegt. 

Der Mängelindex wird als überdurchschnittlich betrachtet, wenn er während der vorausgehenden 36 Monate um mehr 
als zwei Prozentpunkte über dem gewichteten Durchschnitt der festgestellten Mängel in der unter die Pariser Verein­
barung fallenden Region liegt. 

Der Mängelindex wird als unterdurchschnittlich betrachtet, wenn das Verhältnis während der vorausgehenden 
36 Monate um mehr als zwei Prozentpunkte unter dem gewichteten Durchschnitt der festgestellten Mängel in der 
unter die Pariser Vereinbarung fallenden Region liegt. 

3. Leistungsmatrix des Unternehmens 

Die Leistung von Unternehmen wird wie folgt eingestuft: 

Festhalteindex Mängelindex Leistung des Unternehmens 

überdurchschnittlich überdurchschnittlich sehr niedrig 

überdurchschnittlich durchschnittlich 

niedrig 
überdurchschnittlich unterdurchschnittlich 

durchschnittlich überdurchschnittlich 

unterdurchschnittlich überdurchschnittlich
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Festhalteindex Mängelindex Leistung des Unternehmens 

durchschnittlich durchschnittlich 

mittel durchschnittlich unterdurchschnittlich 

unterdurchschnittlich durchschnittlich 

unterdurchschnittlich unterdurchschnittlich hoch 

Hat ein Unternehmen keine früheren Aufzeichnungen über Überprüfungen seiner Flotte oder ist es nicht verpflichtet 
eine IMO-Nummer zu führen, so wird es als von mittlerer Leistung betrachtet.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 803/2010 DER KOMMISSION 

vom 13. September 2010 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 14. September 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 13. September 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MK 61,0 
XS 45,6 
ZZ 53,3 

0707 00 05 MK 55,0 
TR 144,2 
ZZ 99,6 

0709 90 70 TR 114,3 
ZZ 114,3 

0805 50 10 AR 93,1 
BR 122,7 
CL 128,4 
IL 141,4 
TR 146,0 
UY 133,6 
ZA 117,2 
ZZ 126,1 

0806 10 10 EG 148,1 
IL 122,3 
TR 111,5 
ZA 92,1 
ZZ 118,5 

0808 10 80 AR 100,8 
BR 70,5 
CL 95,9 
CN 56,6 
NZ 110,7 
US 87,4 
ZA 84,5 
ZZ 86,6 

0808 20 50 AR 80,1 
CL 150,5 
CN 69,9 
ZA 82,6 
ZZ 95,8 

0809 30 AR 55,2 
TR 152,2 
ZZ 103,7 

0809 40 05 BA 54,7 
IL 165,3 
XS 52,3 
ZZ 90,8 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 804/2010 DER KOMMISSION 

vom 13. September 2010 

zur Änderung der mit der Verordnung (EG) Nr. 877/2009 festgesetzten repräsentativen Preise und 
zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte Erzeugnisse des Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2009/10 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2 Un­
terabsatz 2 zweiter Satz, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und 
bestimmten Sirupen geltenden repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschaftsjahr 

2009/10 sind mit der Verordnung (EG) Nr. 877/2009 
der Kommission ( 3 ) festgesetzt worden. Diese Preise und 
Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 
800/2010 der Kommission ( 4 ) geändert. 

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh­
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den 
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re­
geln und Modalitäten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 für das Wirtschafts­
jahr 2009/10 festgesetzten repräsentativen Preise und zusätzli­
chen Zölle bei der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 36 der 
Verordnung (EG) Nr. 877/2009 werden geändert und sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 14. September 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 13. September 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Geänderte Beträge der ab dem 14. September 2010 geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen 
Einfuhrzölle für Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 95 

(EUR) 

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg 
Eigengewicht des Erzeugnisses 

Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht 
des Erzeugnisses 

1701 11 10 ( 1 ) 54,18 0,00 

1701 11 90 ( 1 ) 54,18 0,00 

1701 12 10 ( 1 ) 54,18 0,00 
1701 12 90 ( 1 ) 54,18 0,00 

1701 91 00 ( 2 ) 49,99 2,47 

1701 99 10 ( 2 ) 49,99 0,00 
1701 99 90 ( 2 ) 49,99 0,00 

1702 90 95 ( 3 ) 0,50 0,22 

( 1 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 2 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.

DE 14.9.2010 Amtsblatt der Europäischen Union L 241/11



BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 7. September 2010 

zur Änderung des Beschlusses 2010/320/EU gerichtet an Griechenland zwecks Ausweitung und 
Intensivierung der haushaltspolitischen Überwachung und zur Inverzugsetzung Griechenlands mit 
der Maßgabe, die zur Beendigung des übermäßigen Defizits als notwendig erachteten Maßnahmen 

zu treffen 

(2010/486/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV), insbesondere auf Artikel 126 Absatz 9 und 
Artikel 136, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 136 Absatz 1 Buchstabe a AEUV besteht 
die Möglichkeit, für die Mitgliedstaaten, deren Währung 
der Euro ist, spezifische Maßnahmen zu erlassen, um die 
Koordinierung und Überwachung ihrer Haushaltsdisziplin 
zu verstärken. 

(2) Artikel 126 AEUV bestimmt, dass die Mitgliedstaaten 
übermäßige öffentliche Defizite zu vermeiden haben, 
und legt das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit 
fest. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt, mit dessen kor­
rektiver Komponente das Verfahren bei einem übermäßi­
gen Defizit umgesetzt wird, bietet einen Rahmen, der die 
Politik der Regierungen zur umgehenden Wiederherstel­
lung einer soliden Haushaltsposition mit Rücksicht auf 
die Wirtschaftslage unterstützt. 

(3) Am 27. April 2009 stellte der Rat in einem Beschluss 
gemäß Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft fest, dass in Griechenland 
ein übermäßiges Defizit bestand. 

(4) Am 10. Mai 2010 erließ der Rat den Beschluss 
2010/320/EU gerichtet an Griechenland zwecks Auswei­
tung und Intensivierung der haushaltspolitischen Über­
wachung und zur Inverzugsetzung Griechenlands mit 
der Maßgabe, die zur Beendigung des übermäßigen Defi­
zits als notwendig erachteten Maßnahmen zu treffen ( 1 ) 
(nachstehend „Beschluss“ genannt). Der Beschluss legt die 
Frist, innerhalb derer Griechenland dem Beschluss nach­
zukommen hat, auf 2014 fest. Als Pfad für die Defizit­
korrektur legte der Rat folgende Höchstwerte für das 
öffentliche Defizit fest: 8 % des BIP 2010, 7,6 % des 
BIP 2011, 6,5 % des BIP 2012, 4,9 % des BIP 2013 
und 2,6 % des BIP 2014. 

(5) Nach der Prognose, die bei Erlass des Beschlusses zur 
Verfügung stand, sollte das reale BIP 2010 um 4 % 
und 2011 um 2,6 % schrumpfen und anschließend wie­
der mit Raten von 1,1 % im Jahr 2012 sowie 2,1 % in 
den Jahren 2013 und 2014 wachsen. Beim BIP-Deflator 

wurden für die Jahre 2010 bis 2014 Werte von 1,2 %, 
– 0,5 %, 1,0 %, 0,7 % bzw. 1,0 % prognostiziert. Ange­
sichts der inzwischen eingetretenen Wirtschaftsentwick­
lung sind die vorgenannten realen BIP-Wachstumsraten 
nach wie vor als mittleres Szenario anzusehen, bei dem 
sich Auf- und Abwärtsrisiken die Waage halten, wohin­
gegen beim Deflator für die ersten Jahre nun mit einem 
erheblich höheren Wert gerechnet wird: 3 ½ %, 1 ¼ % 
und ½ % von 2010 bis 2012. 

(6) Griechenland hat bei der Umsetzung der im Beschluss 
geforderten Maßnahmen gute Fortschritte erzielt. In meh­
reren Bereichen wurden die Maßnahmen schon früher 
eingeleitet als verlangt. Dies gilt insbesondere für die 
Rentenreform, die Reform der Gemeindeverwaltung und 
die Veröffentlichung der monatlichen Daten zu den Ein­
nahmen und Ausgaben des Staates. In jedem dieser Be­
reiche sind allerdings noch weitere Anpassungen nötig. 

(7) Am 6. August 2010 hat Griechenland dem Rat und der 
Kommission einen Bericht vorgelegt, in dem die zur Um­
setzung des Beschlusses getroffenen Maßnahmen darge­
legt werden. Die Kommission hat den Bericht bewertet 
und ist zu dem Schluss gelangt, dass Griechenland dem 
Beschluss hinreichend Folge leistet. 

(8) Angesichts der vorstehenden Erwägungen scheint es an­
gebracht, den Beschluss in verschiedenen Punkten zu än­
dern, wobei die Frist für die Korrektur des übermäßigen 
Defizits und der jeweilige Anpassungspfad für die öffent­
liche Defizitquote und den öffentlichen Schuldenstand 
unverändert bleiben sollten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2010/320/EU wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen im Umfang von 
mindestens 3,2 % des BIP (4,3 % des BIP, falls Mittel­
übertragungen aus Vorjahresmaßnahmen geplant sind) 
zwecks Aufnahme in den Haushaltsentwurf 2011: Ver­
ringerung der Vorleistungen des Gesamtstaates um min­
destens 300 Mio. EUR gegenüber dem Stand von 2010 
(zusätzlich zu den Einsparungen durch die in diesem 
Absatz erwähnte Reform der öffentlichen Verwaltung 
und der lokalen Gebietskörperschaften); Einfrieren des 
Rentenindex (mit dem Ziel einer Einsparung von 
100 Mio. EUR); Einführung einer befristeten Krisen­
abgabe für hochprofitable Unternehmen (die in den
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Jahren 2011, 2012 und 2013 zusätzliche jährliche Ein­
nahmen in Höhe von mindestens 600 Mio. EUR brin­
gen soll); Steuervorauszahlungen für Selbständige (die 
im Jahr 2011 Einnahmen in Höhe von mindestens 
400 Mio. EUR und in den Jahren 2012 und 2013 wei­
tere Mehreinnahmen von jeweils mindestens 100 Mio. 
EUR bringen sollen); Verbreiterung der Mehrwertsteuer­
basis durch Einbeziehung bestimmter derzeit mehrwert­
steuerbefreiter Dienstleistungen sowie durch die künf­
tige Anwendung des vollen Mehrwertsteuersatzes auf 
30 % der Waren und Dienstleistungen, für die bislang 
der ermäßigte Mehrwertsteuersatz gilt (womit Einnah­
men in Höhe von 1 Mrd. EUR erzielt werden sollen); 
schrittweise Einführung einer Ökosteuer auf CO 2 -Emis­
sionen (die Einnahmen in Höhe von mindestens 
300 Mio. EUR im Jahr 2011 bringen soll); Erlass von 
Rechtsvorschriften durch die Regierung zur Reform der 
öffentlichen Verwaltung und zur Neuordnung der loka­
len Gebietskörperschaften (mit dem Ziel einer Kosten­
senkung um mindestens 500 Mio. EUR im Jahr 2011 
und jeweils weitere 500 Mio. EUR in den Jahren 2012 
und 2013); Abbau von inlandsfinanzierten Investitio­
nen (um mindestens 500 Mio. EUR) durch Priorisierung 
von Investitionsprojekten, die aus den EU-Strukturfonds 
finanziert werden; Setzen von Anreizen zur Regularisie­
rung bei Verstößen gegen Flächennutzungspläne (was in 
den Jahren 2011 bis 2013 Einnahmen in Höhe von 
mindestens 1 500 Mio. EUR, davon mindestens 
500 Mio. EUR im Jahr 2011, bringen soll); Erzielung 
von Einnahmen aus der Vergabe von Glücksspiellizen­
zen (mindestens 500 Mio. EUR aus dem Verkauf von 
Lizenzen und 200 Mio. EUR aus jährlichen Lizenz­
gebühren); Verbreiterung der Bemessungsgrundlage für 
die Immobiliensteuer durch Neuberechnung der aktuel­
len Vermögenswerte (was zusätzliche Einnahmen in 
Höhe von mindestens 400 Mio. EUR bringen soll); hö­
here Besteuerung von Sachleistungen, unter anderem 
Besteuerung von Kfz-Leasingzahlungen (im Umfang 
von mindestens 150 Mio. EUR); höhere Besteuerung 
von Luxusgütern (im Umfang von mindestens 100 Mio. 
EUR); Erhebung einer Sondersteuer auf nicht geneh­
migte Gebäude (was Einnahmen von mindestens 
800 Mio. EUR pro Jahr bringen soll); und Ersetzung 
von lediglich 20 % der in den Ruhestand tretenden 
Bediensteten des öffentlichen Sektors (Zentralregierung, 
lokale Gebietskörperschaften, Sozialversicherung, öffent­
liche Unternehmen, staatliche Agenturen und sonstige 
öffentliche Einrichtungen). Maßnahmen, die vergleich­
bare Haushaltseinsparungen bringen, können nach Kon­
sultation der Kommission in Erwägung gezogen wer­
den;“. 

2. Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b wird gestrichen. 

3. Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f erhält folgende Fassung: 

„f) Einführung unabhängiger Prüfungen der zentralstaatli­
chen Verwaltung und der bestehenden Sozialpro­
gramme;“. 

4. In Artikel 2 Absatz 2 werden die folgenden Buchstaben 
angefügt: 

„j) Erstellung eines umfassenden Zentralregisters für öffent­
liche Unternehmen; 

k) Ausarbeitung eines Aktionsplans mit Terminen für kon­
krete Maßnahmen zur Errichtung einer zentralen Ver­
gabebehörde; 

l) Erlaß eines Gesetzes zur Einführung einer Obergrenze 
von 50 Mio. EUR für den Beitrag, den der Gesamtstaat 
im Rahmen seiner gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung 
im Zeitraum 2011 bis 2013 an die Eisenbahnunterneh­
men zahlt, und zur Verankerung des Grundsatzes, dass 
der Staat den Eisenbahnunternehmen keine weitere ex­
plizite oder implizite Unterstützung leistet; 

m) Erstellung eines Geschäftsplans für die griechische Ei­
senbahn. Der Geschäftsplan legt dar, wie der Geschäfts­
betrieb unter Deckung der Abschreibungskosten ab 
2011 rentabel gemacht werden soll, unter anderem 
durch Stilllegung unrentabler Strecken, Erhöhung der 
Tarife sowie Lohn- und Personalkürzungen; er enthält 
eine ausführliche Sensitivitätsanalyse, wie sich verschie­
dene Szenarien für die Tarifabschlüsse auf die Lohnkos­
ten auswirken, erläutert verschiedene Möglichkeiten be­
züglich des Personals und sieht die Restrukturierung der 
Holdinggesellschaft, einschließlich der Veräußerung von 
Grundstücken und anderen Vermögenswerten, vor;“. 

5. In Artikel 2 Absatz 2 wird ein neuer Buchstabe n angefügt, 
der den Wortlaut des Artikels 2 Absatz 3 Buchstabe c 
enthält. 

6. In Artikel 2 Absatz 2 werden folgende Buchstaben ange­
fügt: 

„o) Reform der Rechtsvorschriften zum Beschäftigungs­
schutz mit dem Ziel, bei Neueinstellungen die Probezeit 
auf ein Jahr zu verlängern, und den Abschluss befriste­
ter Arbeitsverträge und von Teilzeitarbeitsverträgen zu 
erleichtern; 

p) Änderung der Regelung des Schiedsverfahrens, um es 
jeder Partei zu ermöglichen, das Schiedsverfahren in 
Anspruch zu nehmen, sofern sie mit dem Vorschlag 
des Vermittlers nicht einverstanden sind; 

q) Reform des Schiedsverfahrens, um zu gewährleisten, 
dass es unter Verwendung transparenter und objektiver 
Kriterien abläuft, einschließlich eines unabhängigen 
Ausschusses der Schiedsrichter, die in ihrer Entschei­
dungsfindung frei von staatlicher Einflussnahme sind.“ 

7. Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Erlass der in Absatz 2 Buchstabe a genannten Maßnah­
men;“. 

8. Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe c ersetzt Artikel 2 Absatz 2 
Buchstabe n. 

9. Artikel 2 Absatz 3 Buchstaben d, e und h werden gestri­
chen. 

10. In Artikel 2 Absatz 3 werden folgende Buchstaben ange­
fügt: 

„m) Erlass eines Gesetzes, das den lokalen Gebietskörper­
schaften Defizite bis mindestens 2014 untersagt; 

n) Veröffentlichung langfristiger Interimsprojektionen für 
die Rentenausgaben bis 2060 gemäß der Gesetzes­
reform von Juli 2010 für die wichtigsten Rentenver­
sicherungszweige (IKA einschließlich Beamtenversiche­
rung, OGA und OAEE); 

o) Einholung technischer Hilfe von internationalen Exper­
ten zu verschiedenen Aspekten der Effizienz und Wirk­
samkeit des Gesundheitswesens und der Krankenhaus­
verwaltung, um die Effizienz zu steigern und Ver­
schwendung einzudämmen;
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p) Durchsetzung der Zahlung von 3 EUR für regelmäßige 
ambulante Behandlungen in öffentlichen Krankenhäu­
sern.“ 

11. In Artikel 2 Absatz 4 wird folgender Buchstabe angefügt: 

„b) Veröffentlichung umfassender langfristiger Projektionen 
für die Rentenausgaben bis 2060 gemäß der Gesetzes­
reform vom Juli 2010. Die Projektionen umfassen auch 
zusätzliche Altersversorgungssysteme (Rentenersatzkas­
sen) und stützen sich auf umfassende Datenerhebungen 
der für Versicherungsmathematik zuständigen nationa­
len Behörde. Die Projektionen werden einem Peer Re­
view unterzogen und vom Ausschuss für Wirtschafts­
politik validiert.“ 

12. Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) Maßnahmen zur Umsetzung der Erkenntnisse aus der 
ersten Phase der unabhängigen funktionalen Überprü­
fungen der zentralstaatlichen Verwaltung und der Sozi­
alprogramme;“. 

13. In Artikel 2 Absatz 5 werden die folgenden Buchstaben 
angefügt: 

„d) Gesetz zur Änderung der Hauptparameter des Renten­
systems, um den Anstieg der öffentlichen Rentenausga­
ben im Zeitraum 2010 bis 2060 auf weniger als 2,5 % 
des BIP zu begrenzen, sollten die in Absatz 3 Buchstabe 
n und Absatz 4 Buchstabe b vorgesehenen langristigen 
Projektionen zeigen, dass der projizierte Anstieg der 
öffentlichen Rentenausgaben über diesem Betrag läge; 

e) Überprüfung der Funktionsweise der zusätzlichen Al­
tersversorgungssysteme/Rentenersatzkassen mit dem 
Ziel, die Ausgaben zu stabilisieren und die Haushalts­
neutralität dieser Systeme sicherzustellen; 

f) Überprüfung der Liste der physisch und psychisch be­
lastenden Berufe, damit sie nicht mehr als 10 % der 
Erwerbsbevölkerung erfasst; die neue Liste der schwie­
rigen und gefährlichen Tätigkeiten gilt mit Wirkung 
vom 1. Juli 2011 für alle aktiven und künftigen Be­
schäftigten; 

g) Umsetzung der Reform des öffentlichen Vergabesys­
tems wie im Aktionsplan festgelegt.“ 

14. In Artikel 2 Absatz 7 wird folgender Buchstabe angefügt: 

„c) Maßnahmen zur Umsetzung der Erkenntnisse aus der 
zweiten Phase der unabhängigen funktionalen Überprü­
fungen der zentralstaatlichen Verwaltung und der Sozi­
alprogramme.“ 

15. Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe g erhält folgende Fassung: 

„g) öffentliche Ausgaben vor Auszahlung unter Kennzeich­
nung bereits überfälliger Zahlungen;“. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Hellenische Republik gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 7. September 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
D. REYNDERS
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